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Überflug der Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen 
Republik;

b) Flüge mit Landung auf einem Flughafen der Deutschen 
Demokratischen Republik mindestens
— 15 Werktage bei einer Serie von mehr als 6 Flügen
— 10 Werktage bei einer Serie bis zu 6 Flügen
— 3 Werktage bei einzelnen Flügen

vor derri Tag der geplanten Landung bei der Luftfahrt­
behörde vorliegen.

(2) Erfordert die Hilfeleistung im Rahmen humanitärer 
Aufgaben die unverzügliche Durchführung eines Fluges, so 
finden die vorgenannten Fristen keine Anwendung.

(3) Die Luftfahrtbehörde kann gemäß den Empfehlungen 
zwischenstaatlicher Organisationen die Entscheidung über 
Erlaubnisanträge für Flüge ohne Landung auf einem Flug­
hafen der Deutschen Demokratischen Republik auf den Flug­
sicherungsdienst übertragen und die Antragsfristen verkür­
zen, wenn die Erlaubnis allein aus dem Grunde beantragt 
wird, daß der Luftraum benachbarter Staaten gesperrt ist 
oder Verkehrseinschränkungen unterliegt (Umroutung), und 
die Gegenseitigkeit für Flüge von Luftfahrzeughaltern mit 
Sitz in der Deutschen Demokratischen Republik im Heimat­
staat des Luftfahrzeughalters gewährleistet ist.

§7
Inhalt des Antrages

(1) Anträge auf Erteilung der Erlaubnis müssen in folgen­
der Reihenfolge enthalten:
a) Luftfahrzeug-Rufzeichen sowie Staatszugehörigkeits- und 

Eintragungszeichen;
b) Flugregeln und Flugart;
c) Anzahl und Typ/Typen der Luftfahrzeuge und Luftwir­

belschleppenkategorie;
d) Startflugplatz und voraussichtliche Startzeit sowie Ort 

und voraussichtlicher Zeitpunkt des Grenzüberflugs;
e) Reisegeschwindigkeit (TAS in km/h), Reiseflughöhe (me­

trische Flugfläche in Dekametern) und Flugstrecke;
f) Bestimmungsflugplatz und voraussichtliche Ankunftszeit;

g) Flugtag und Zeitraum der Flüge, bei einzelnen Flügen 
Datum des Fluges;

h) Name und Anschrift des Luftfahrzeughalters und, wenn 
der Flug von einem anderen Luftverkehrsunternehmen 
durchgeführt werden soll, Name und Anschrift dieses 
Luftverkehrsunternehmens;

i) vollständiger Name und Staatsbürgerschaft des Luftfahr­
zeugkommandanten ;

j) Anzahl der Besatzungsmitglieder;
k) Zweck des Fluges;
l) maximales Startgewicht des Luftfahrzeuges;

m) bei Landung auf einem Flughafen der Deutschen Demo­
kratischen Republik
— Anzahl, Kategorie und Herkunft der Fluggäste
— Art und Menge der Fracht
— gegebenenfalls Name und Anschrift des Charterers;

n) bei kommerzieller Landung auf einem Flughafen der 
Deutschen Demokratischen Republik im gewerblichen Be­
darfsluftverkehr auf Verlangen der Luftfahrtbehörde An­
gaben über Tarife und/oder Charterpreise;

o) Angaben über die Versicherung des Luftfahrzeughalters.
(2) Anträge auf Erteilung der Erlaubnis für Flüge zur Be­

förderung ’von Kranken im Rahmen humanitärer Hilfelei­
stung müssen zusätzlich enthalten:

a) Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und 
Paßnummer des Patienten;

b) Aufenthalts- und Bestimmungsort des Patienten;
c) Diagnose;
d) Name, Staatsbürgerschaft und Paßnummern des beglei­

tenden medizinischen Personals oder sonstiger Perso­
nen;

e) erforderlichenfalls Informationen über besonders ver­
einbarten Bodentransport zum oder vom Flughafen so­
wie über gewünschte zusätzliche Betreuung durch den 
medizinischen Dienst am Flughafen.

(3) Anträge auf Erteilung der Erlaubnis für Such- und Ret­
tungsflüge müssen mindestens die im Abs. 1 Buchstaben a, 
d, e, f und k geforderten Angaben enthalten; auf weitere der 
im Abs. 1 geforderten Angaben kann die Luftfahrtbehörde 
verzichten.

(4) Bei Anträgen auf Erteilung der Betriebserlaubnis oder 
der Erlaubnis für Linien- und Liniendoublierungsflüge so­
wie bei Flügen mit Typenwechsel kann die Luftfahrtbehörde 
auf einzelne der im Abs. 1 geforderten Angaben verzichten, 
wenn der Luftfahrtbehörde die zur Entscheidung über den 
Antrag erforderlichen Informationen bekannt sind.

§3
Sonstige Bestimmungen

(1) Die Erteilung der Erlaubnis berührt nicht die Pflicht 
zur Anmeldung der Flüge beim Flugsicherungsdienst der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Die Erlaubnis umfaßt nicht die Bestätigung der zeit­
lichen und sonstigen Bedingungen für die technische und 
kommerzielle Abfertigung des Luftfahrzeuges auf den Flug­
häfen der Deutschen Demokratischen Republik. Diese Bestä­
tigung ist vom Antragsteller unmittelbar schriftlich oder 
fernschriftlich rechtzeitig, spätestens aber innerhalb der An­
tragsfristen für die Erlaubnis, beim Luftverkehrsuntemeh- 
men der Deutschen Demokratischen Republik, INTERFLUG, 
anzufordern.

(3) Werden Flugpläne, Luftfahrzeugtyp, Eintragungszeichen 
oder Liniennummern für bereits erlaubte Flüge geändert, so 
ist der Flugsicherungsdienst der Deutschen Demokratischen 
Republik unverzüglich davon zu informieren.

(4) Wird die erlaubte Zeit des Überfluges der Staatsgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik um mehr als 24 Stun­
den überschritten, ist bei nichtplanmäßigen und sonstigen 
Flügen die Erlaubnis erneut zu beantragen.

§9
Inkrafttreten

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Februar 1984 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 25. Mai 1964 über 

die Erteilung von Ein- und Uberfluggenehmigungen für zi­
vile Luftfahrzeuge anderer Staaten im Bereich der Deutschen 
Demokratischen Republik (GBl. II Nr. 61 S. 575) außer Kraft.

Berlin, den 27. Oktober 1983

Der Minister für Verkehrswesen
A r n d t

Anordnung 
über die Führung des Registers 

der Hoch- und Fachschulen
vom 13. September 1983

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 4 der Verordnung vom 
15. Oktober 1969 über das Statut des Ministeriums für Hoch- 
und Fachschulwesen (GBl. II Nr. 89 S. 547) wird folgendes 
angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Anordnung gilt für die Universitäten, Medizinischen 
Akademien, Hoch- und Fachschulen der DDR (nachfolgend 
Hoch- und Fachschulen genannt). Für die Hoch- und Fach­
schulen der Nationalen Volksarmee, der Grpnztruppen der 
DDR und der anderen Schutz- und Sicherheitsorgane sowie 
der gesellschaftlichen Organisationen werden im Einverneh­
men mit den Ministern und Leitungen tozw. Vorständen der


